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2 8 9 . Kooperationsabkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft im Bereich der Forschung in Medizin und Gesundheitswesen samt Anhängen
und Anlage

2 9 0 . Kooperationsabkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft über einen Europäischen Plan für die Stimulierung der Wirtschaftswissenschaf-
ten (SPES) samt Anhängen

289.
KOOPERATIONSABKOM-
MEN ZWISCHEN DER RE-
PUBLIK ÖSTERREICH
UND DER EUROPÄI-
SCHEN WIRTSCHAFTS-
GEMEINSCHAFT IM BE-
REICH DER FORSCHUNG
IN MEDIZIN UND GE-

SUNDHEITSWESEN

DIE REPUBLIK ÖSTER-
REICH,

nachstehend „Österreich" ge-
nannt, und

DIE EUROPÄISCHE WIRT-
SCHAFTSGEMEINSCHAFT,

nachstehend „Gemeinschaft" ge-
nannt,

zusammen nachstehend „Ver-
tragsparteien" genannt —

IN ERWÄGUNG NACH-
STEHENDER GRÜNDE:

Die Vertragsparteien haben ein
Rahmenabkommen über wissen-
schaftlich-technische Zusammen-
arbeit abgeschlossen, das am
30. Juli 1987 in Kraft getreten ist.

Der Rat der Europäischen
Gemeinschaften (nachstehend
„Rat" genannt) hat mit Beschluß
vom 17. November 1987 ein Pro-
gramm der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft zur Koordi-
nierung der Forschung und Ent-
wicklung im Bereich der For-
schung in Medizin und Gesund-
heitswesen (1987 bis 1991) festge-
legt, das als Forschungsschwer-
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punkte unter anderem Krebs,
AIDS, altersbedingte Gesund-
heitsprobleme und durch die
Umwelt und die Lebensweise
bedingte Gesundheitsprobleme
einschließt.

In Österreich werden umfas-
sende Forschungs- und Entwick-
lungstätigkeiten im Bereich der
Forschung in Medizin und Ge-
sundheitswesen durchgeführt.

Die Zusammenarbeit im Be-
reich der Forschung in Medizin
und Gesundheitswesen wird vor-
ausichtlich wirksam zur Errei-
chung eines optimalen Niveaus
der individuellen und der Volks-
gesundheit beitragen.

Die Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft und Österreich beab-
sichtigen, in Übereinstimmung
mit den für ihre nationalen
Programme geltenden Bestim-
mungen und Verfahren die in
Anhang A beschriebenen For-
schungen durchzuführen, und
sind bereit, diese Forschungen in
einen Koordinierungsprozeß ein-
zubeziehen, von dem sie einen
beiderseitigen Nutzen erwar-
ten —

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

Die Vertragsparteien arbeiten
bei den folgenden Forschungs-
schwerpunkten des Gemein-
schaftsprogramms zusammen:

1. vom 1. Januar 1988 bis zum
31. Dezember 1991

— altersbedingte Gesundheits-
probleme (Schwerpunkt 1.3)

— durch Umwelt und Lebens-
weise bedingte Gesundheits-
probleme (Schwerpunkt 1.4)

2. vom 1. Januar 1989 bis zum
31. Dezember 1991

— Krebs (Schwerpunkt 1.1)
— AIDS (Schwerpunkt 1.2)

Die Forschungsthemen, die Ge-
genstand dieses Abkommens sind,
werden in Anhang A aufgeführt.

Die Zusammenarbeit besteht in
der Koordinierung der Tätigkei-
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ten, die Teil der Forschungspro-
gramme Österreichs und der
Gemeinschaft sind.

Österreich und die Mitglied-
staaten der Gemeinschaft bleiben
für die von ihren nationalen
Einrichtungen oder Gremien
durchgeführten Forschungsarbei-
ten voll verantwortlich.

Artikel 2

Die Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften (nachste-
hend „Kommission" genannt) ist
für die Durchführung der Koor-
dinierungstätigkeiten verantwort-
lich.

Sie wird bei ihren Aufgaben
vom Beratenden Verwaltungs-
und Koordinierungsausschuß für
Forschung auf den Gebieten Me-
dizin und Gesundheit (nachste-
hend „BVKA" genannt) unter-
stützt, der durch den Beschluß
84/338/Euratom, EGKS, EWG
des Rates eingesetzt worden ist.
Dieser BVKA kann durch Aus-
schüsse für die konzertierte Ak-
tion (COMAC) unterstützt wer-
den, die sich aus von den
zuständigen Behörden der Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft be-
nannten Sachverständigen zusam-
mensetzen.

Der BVKA zusammen mit den
COMACs, die für die in Artikel 1
genannten Forschungsschwer-
punkte zuständig sind, wird durch
zwei von Österreich ernannte
Vertreter erweitert, die von einem
österreichischen Sachverständi-
gen unterstützt oder vertreten
werden können. Diese Vertreter
und/oder Sachverständigen neh-
men an den Sitzungen des BVKA
und der COMACs im Zusam-
menhang mit den die Forschungs-
schwerpunkte betreffenden Punk-
ten teil.

Artikel 3

Der veranschlagte finanzielle
Beitrag der Gemeinschaft zur
Durchführung der unter dieses
Abkommen fallenden Koordinie-
rungstätigkeiten wird entspre-
chend dem Betrag festgesetzt, der
jährlich im Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaf-



1410 109. Stück — Ausgegeben am 14. Juni 1991 — Nr. 289

ten für Verpflichtungsermächti-
gungen zur Verfügung steht und
zur Deckung der finanziellen
Verpflichtungen der Kommission
im Zusammenhang mit Koordi-
nierungskosten sowie Manage-
ment- und Verwaltungsausgaben
vorgesehen ist.

Der veranschlagte finanzielle
Beitrag Österreichs zu diesen
Kosten und Ausgaben steht im
Verhältnis zum Beitrag der Ge-
meinschaft. Der Proportionali-
tätsfaktor ergibt sich aus dem
Verhältnis zwischen dem Brut-
toinlandsprodukt Österreichs zu
Marktpreisen einerseits und der
Summe der Bruttoinlandspro-
dukte der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft und Österreichs zu
Marktpreisen andererseits. Dieses
Verhältnis wird auf der Grund-
lage der aktuellsten statistischen
Daten der OECD berechnet.

Die gesamten finanziellen Bei-
träge der Vertragsparteien für den
in Artikel 1 genannten Zeitraum
werden veranschlagt auf:

— 35 335 000 ECU für die
Gemeinschaft

— 939 909 ECU für Öster-
reich.

Die ECU wird in der Verord-
nung (EWG) Nr. 3180/78 des
Rates vom 18. Dezember 1978
zur Änderung des Wertes der vom
Europäischen Fonds für wäh-
rungspolitische Zusammenarbeit
verwendeten Rechnungseinheit,
geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2626/84, definiert.

Die für den finanziellen Beitrag
Österreichs geltenden Vorschrif-
ten sind in Anhang B festgelegt.

Artikel 4

Im Verlauf des dritten Jahres
bewertet die Kommission das
Programm unter Berücksichti-
gung der Ziele der in Artikel 1
genannten Forschungsschwer-
punkte. Als Ergebnis dieser Be-
wertung kann die Kommission
nach Anhörung des BVKA dem
Rat einen Vorschlag für eine
Revision einiger oder sämtlicher
Forschungsschwerpunkte unter-
breiten. Österreich wird über die
Ergebnisse dieser Bewertung so-
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wie über eine mögliche Revision
unterrichtet.

Artikel 5
Die Mitgliedstaaten der Ge-

meinschaft, Österreich und die
Kommission tauschen regelmäßig
alle sachdienlichen Informationen
über die Durchführung der unter
dieses Abkommen fallenden For-
schungsaktionen aus. Die Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft
und Österreich übermitteln der
Kommission alle für Koordinie-
rungszwecke erforderlichen In-
formationen. Sie bemühen sich
ferner, der Kommission Informa-
tionen über ähnliche Forschungs-
arbeiten zu übermitteln, die von
Einrichtungen, die ihnen nicht
unterstehen, geplant oder durch-
geführt werden. Die Informatio-
nen werden auf Wunsch des
Beteiligten, von dem sie stammen,
vertraulich behandelt.

Nach Vollendung der unter
dieses Abkommen fallenden Ko-
ordinierungstätigkeiten übermit-
telt die Kommission im Einver-
nehmen mit dem BVKA den
Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft, dem Europäischen Parla-
ment und Österreich einen zu-
sammenfassenden Bericht über
die Durchführung und die Ergeb-
nisse der Forschungsarbeiten.

Artikel 6
Dieses Abkommen gilt für die

Gebiete, in denen der Vertrag zur
Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft ange-
wendet wird, und nach Maßgabe
jenes Vertrags einerseits sowie für
das Gebiet der Republik Öster-
reich andererseits.

Artikel 7
Dieses Abkommen wird von

den Vertragsparteien nach ihren
eigenen Verfahren genehmigt. Es
tritt in Kraft, sobald die Vertrags-
parteien einander mitgeteilt ha-
ben, daß die hierzu erforderlichen
Verfahren durchgeführt worden
sind.

Artikel 8
(1) Dieses Abkommen gilt für

den in Artikel 1 genannten Zeit-
raum.
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Wird das Gemeinschaftspro-
gramm von der Gemeinschaft
überarbeitet, so kann das Abkom-
men entsprechend den vereinbar-
ten Bedingungen neu ausgehan-
delt oder gekündigt werden.
Österreich wird über den genauen
Inhalt des überarbeiteten Pro-
gramms binnen einer Woche nach
dessen Annahme durch die Ge-
meinschaft unterrichtet. Will eine
Vertragspartei das Abkommen
kündigen, so teilt sie dies der
anderen Vertragspartei innerhalb
eines Monats nach Annahme des
Beschlusses der Gemeinschaft mit.

(2) Faßt die Gemeinschaft
einen Beschluß über das Gemein-
schaftsprogramm, so werden die
Anhänge A und B in Übereinstim-
mung mit dem Beschluß der
Gemeinschaft geändert, sofern die
Vertragsparteien nichts anderes
vereinbaren.

(3) Ungeachtet des Absatzes 1
kann jede Vertragspartei das
Abkommen jederzeit mit einer
Frist von sechs Monaten kündi-
gen.

Artikel 9

Die Anhänge A und B zu
diesem Abkommen sind Bestand-
teil des Abkommens.

Artikel 10

Dieses Abkommen ist in zwei
Urschriften in deutscher, däni-
scher, englischer, französischer,
griechischer, italienischer, nieder-
ländischer, portugiesischer und
spanischer Sprache abgefaßt, wo-
bei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Geschehen zu Brüssel am elften
März neunzehnhunderteinund-
neunzig.

Für die Regierung der Republik
Österreich:

Erhard Busek

Für den Rat der Europäischen
Gemeinschaften:

J. Weyland
Filipo M. Pandolfi
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ANHANG A

UNTER DAS ABKOMMEN
FALLENDE FORSCHUNGS-

BEREICHE

Schwerpunkt I.1 Krebs

Bereich I.1.1
Ausbildungsplan Krebsforschung

Bereich I.1.2
Forschung auf dem Gebiet der
klinischen Behandlung

Bereich I.1.3
Epidemiologische Forschung

Bereich I.1.4
Früherkennung und Diagnose

Bereich I.1.5
Arzneimittelentwicklung

Bereich I.1.6
Experimentelle (Grundlagen-)
Forschung

Schwerpunkt I.2 AIDS

Bereich I.2.1
Krankheitsüberwachung und
-Verhütung

Bereich I.2.2
Viro-immunologische Forschung

Bereich I.2.3
Klinische Forschung

Schwerpunkt I.3 Altersbedingte
Gesundheitsprobleme

Bereich I.3.1
Fortpflanzung

Bereich I.3.2
Altern und Krankheiten

Bereich I.3.3
Behinderungen

Schwerpunkt I.4 Durch Umwelt
und Lebensweise bedingte Ge-
sundheitsprobleme

Bereich I.4.1
Versagen der Anpassungsfähig-
keit des Menschen

Bereich I.4.2
Ernährung

Bereich I.4.3
Drogenmißbrauch

Bereich I.4.4
Infektionen
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ANHANG B

VORSCHRIFTEN FÜR DIE FI-
NANZIELLE DURCHFÜH-

RUNG

Artikel 1

Dieser Anhang legt die Vor-
schriften für die finanzielle Betei-
ligung Österreichs gemäß Arti-
kel 3 des Abkommens fest.

Artikel 2

Zu Beginn jedes Jahres oder
wenn sich durch eine Überarbei-
tung des Gemeinschaftspro-
gramms gemäß Artikel 8 des Ab-
kommens die für die Durchfüh-
rung voraussichtlich erforderli-
chen Mittel erhöhen, ruft die
Kommission bei Österreich die
Mittel entsprechend seinem Bei-
trag zu den jährlichen Kosten des
Abkommens ab.

Dieser Beitrag wird sowohl in
ECU als auch in der Währung
Österreichs ausgedrückt. Der
Wert in österreichischer Währung
des Beitrags in ECU wird am Tag
des Abrufs festgelegt.

Die Reisekosten, die den öster-
reichischen Vertretern und Sach-
verständigen durch die Beteili-
gung an den Arbeiten des BVKA
und der COMACs im Sinne von
Artikel 2 des Abkommens entste-
hen, werden von der Kommission
in Übereinstimmung mit den für
die Vertreter und Sachverständi-
gen der Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft geltenden Bestimmun-
gen und insbesondere mit dem
Beschluß 84/338/Euratom,
EGKS, EWG des Rates erstattet.

Österreich überweist seinen
Beitrag zu den jährlichen Kosten
im Rahmen des Abkommens
jeweils zu Beginn des Jahres,
spätestens jedoch drei Monate
nach dem Abruf. Bei verspäteter
Beitragsleistung hat Österreich
Zinsen zu zahlen, deren Satz
gleich dem höchsten am Fällig-
keitstag in den Mitgliedstaaten
der Gemeinschaft geltenden Dis-
kontsatz ist. Der Zinssatz erhöht
sich um 0,25 Prozentpunkte für
jeden Verzugsmonat.
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Der erhöhte Zinssatz wird auf
den gesamten Verzugszeitraum
angewendet. Dieser Zinssatz ist
jedoch nur zu entrichten, wenn
der Beitrag mehr als drei Monate
nach einem Mittelabruf der Kom-
mission gezahlt wird.

Artikel 3

Die Mittel aus den Beiträgen
Österreichs kommen den vier
Forschungsschwerpunkten zugute
und werden in den Einnahmean-
sätzen des Gesamthaushaltsplans
der Europäischen Gemeinschaf-
ten als Einnahmen im Sinne des
entsprechenden Einnahmepostens
verbucht.

Artikel 4

Der vorläufige Fälligkeitsplan
für die Kosten gemäß Artikel 3
des Abkommens ist in der Anlage
festgelegt.

Artikel 5

Die Verwaltung der Mittel
erfolgt nach den geltenden Fi-
nanzvorschriften für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften.

Artikel 6

Nach Ablauf jedes Jahres wird
ein Bericht über den Stand der
Mittel für die vier Forschungs-
schwerpunkte erstellt und Öster-
reich zur Unterrichtung übermit-
telt.
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290.

KOOPERATIONSABKOM-
MEN ZWISCHEN DER RE-
PUBLIK ÖSTERREICH
UND DER EUROPÄI-
SCHEN WIRTSCHAFTS-
GEMEINSCHAFT ÜBER
EINEN EUROPÄISCHEN
PLAN FÜR DIE STIMULIE-
RUNG DER WIRT-
SCHAFTSWISSENSCHAF-

TEN (SPES)

DIE REPUBLIK ÖSTER-
REICH,

nachstehend „Österreich" ge-
nannt, und

DIE EUROPÄISCHE WIRT-
SCHAFTSGEMEINSCHAFT,

nachstehend „Gemeinschaft"
genannt,

beide nachstehend „Vertrags-
parteien" genannt —

in Erwägung nachstehender
Gründe :

Durch seine Entscheidung
89/118/EWG hat der Rat der
Europäischen Gemeinschaften,
nachstehend „Rat" genannt,
einen europäischen Plan für die
Stimulierung der Wirtschaftswis-
senschaften (1989—1992)
(SPES), nachstehend „Programm
SPES" genannt, angenommen.

Die Vertragsparteien haben ein
Rahmenabkommen über wissen-
schaftlich-technische Zusammen-
arbeit abgeschlossen, das am
30. Juli 1987 in Kraft getreten ist.

Die Beteiligung Österreichs an
dem Programm SPES kann dazu
beitragen, das wissenschaftliche
Potential Europas insgesamt zu
stärken.

Die Vertragsparteien erwarten
einen beiderseitigen Nutzen von
der Beteiligung Österreichs an
dem Programm SPES —
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SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

Mit Wirkung vom 1. Januar
1989 nimmt Österreich an der
Durchführung des in Anhang A
dargelegten Programms SPES
teil.

Artikel 2

Der finanzielle Beitrag Öster-
reichs, der sich aus seiner Teil-
nahme an der Durchführung des
Programms SPES ergibt, wird im
Verhältnis zu dem Betrag festge-
setzt, der alljährlich für Verpflich-
tungsermächtigungen in den Ge-
samthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften eingesetzt
wird und zur Deckung derjenigen
finanziellen Verpflichtungen der
Kommission der Europäischen
Gemeinschaften, nachstehend
„Kommission" genannt, bestimmt
ist, die sich aus Arbeiten im
Rahmen der zur Durchführung
des Programms SPES notwendi-
gen Forschungsverträge sowie aus
den Management- und Verwal-
tungskosten für das Programm
SPES ergeben.

Der Proportionalitätsfaktor zur
Bestimmung des österreichischen
Beitrags ergibt sich aus dem
Verhältnis zwischen dem Brut-
toinlandsprodukt zu Marktprei-
sen Österreichs einerseits und der
Summe der Bruttoinlandspro-
dukte zu Marktpreisen der Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft
und Österreichs andererseits. Die-
ses Verhältnis wird unter Zugrun-
delegung der aktuellsten statisti-
schen Daten der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) be-
rechnet.

Die zur Durchführung des
Programms SPES für erforderlich
gehaltenen Mittel, die Höhe des
österreichischen Beitrags und der
Fälligkeitsplan für die veran-
schlagten Mittelbindungen sind in
Anhang B niedergelegt.

Die für den finanziellen Beitrag
Österreichs zur Durchführung
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des Programms SPES geltenden
Vorschriften sind in Anhang C
dargelegt.

Artikel 3

Für österreichische For-
schungs- und Entwicklungsein-
richtungen und Personen gelten
für die Vorlage und Beurteilung
von Vorschlägen sowie die Bewil-
ligung und den Abschluß der
Verträge im Rahmen des Pro-
gramms SPES die gleichen Bedin-
gungen wie für Forschungs- und
Entwicklungseinrichtungen und
Personen der Gemeinschaft.

In den von der Kommission
ausgearbeiteten Verträgen wer-
den die Rechte und Pflichten der
Forscher und der österreichischen
Forschungs- und Entwicklungs-
einrichtungen und insbesondere
die Verfahren zur Verbreitung,
zum Schutz und zur Auswertung
der Forschungsergebnisse gere-
gelt.

Artikel 4

Im dritten Jahr der Durchfüh-
rung des Programms SPES erstat-
tet die Kommission dem Europäi-
schen Parlament und dem Rat auf
der Grundlage einer Bewertung
der bis dahin erzielten Ergebnisse
Bericht. Diesem Bericht sind Än-
derungsvorschläge beizufügen,
die gegebenenfalls auf Grund
dieser Ergebnisse erforderlich
werden. Österreich wird eine
Kopie des Berichts übermittelt;
ferner wird Österreich über
etwaige Anderungsvorschläge un-
terrichtet.

Artikel 5

Jede Vertragspartei verpflichtet
sich in Übereinstimmung mit
ihren Bestimmungen und Rege-
lungen, die Freizügigkeit und den
Aufenthalt der Forscher, die an
den unter dieses Abkommen fal-
lenden Tätigkeiten in Österreich
und in der Gemeinschaft teilneh-
men, zu erleichtern.
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Artikel 6

Die Kommission und das öster-
reichische Bundesministerium für
Wissenschaft und Forschung ge-
währleisten die Durchführung
dieses Abkommens.

Artikel 7

Dieses Abkommen gilt für die
Gebiete, in denen der Vertrag zur
Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft ange-
wendet wird, und nach Maßgabe
jenes Vertrages einerseits sowie
für das Gebiet der Republik
Österreich andererseits.

Artikel 8

(1) Dieses Abkommen gilt für
die Dauer des Programms SPES.

Wird das Programm SPES von
der Gemeinschaft geändert, so
kann das Abkommen entspre-
chend den vereinbarten Bedin-
gungen neu ausgehandelt oder
gekündigt werden. Österreich
wird über den genauen Inhalt des
geänderten Programms binnen
einer Woche nach dessen An-
nahme durch die Gemeinschaft
unterrichtet. Ist eine Kündigung
des Abkommens geplant, teilen
sich dies die Vertragsparteien
binnen drei Monaten nach An-
nahme des Beschlusses durch die
Gemeinschaft mit.

(2) Beschließt die Gemeinschaft
ein neues Forschungs- und Ent-
wicklungsprogramm auf dem Ge-
biet der Wirtschaftswissenschaf-
ten, kann dieses Abkommen ent-
sprechend den vereinbarten Be-
dingungen neu ausgehandelt oder
verlängert werden.

(3) Vorbehaltlich des Absat-
zes 1 kann jede Vertragspartei das
Abkommen jederzeit unter Ein-
haltung einer Frist von sechs
Monaten kündigen. Die laufen-
den Vorhaben und Arbeiten, die
zum Zeitpunkt der Beendigung
und/oder des Auslaufens dieses
Abkommens durchgeführt wer-
den, werden entsprechend den in
diesem Abkommen festgelegten
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Vertragsbedingungen bis zu deren
Abschluß fortgeführt.

Artikel 9

Die Anhänge A, B und C zu
diesem Abkommen sind Bestand-
teil des Abkommens.

Artikel 10

Dieses Abkommen wird von
den Vertragsparteien nach deren
eigenen Verfahren genehmigt.

Es tritt in Kraft, sobald die
Vertragsparteien einander mitge-
teilt haben, daß die hierzu erfor-
derlichen Verfahren durchgeführt
worden sind.

Artikel 11

Dieses Abkommen ist in zwei
Urschriften in deutscher, däni-
scher, englischer, französischer,
griechischer, italienischer, nieder-
ländischer, portugiesischer und
spanischer Sprache erstellt, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Geschehen zu Brüssel am elften
März neunzehnhunderteinund-
neunzig.

Für die Regierung der Republik
Österreich :

Erhard Busek

Für den Rat der Europäischen
Gemeinschaften :

J. Weyland

Filipo M. Pandolfi
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ANHANG A

ZIELE UND ZUSAMMENFAS-
SUNG DES EUROPÄISCHEN
PLANS FÜR DIE STIMULIE-
RUNG DER WIRTSCHAFTS-
WISSENSCHAFTEN (1989 bis

1992) (SPES)

1. Das Programm umfaßt ein
Bündel von Aktivitäten, durch die
ein Netz der Zusammenarbeit und
des Austausches zwischen Wirt-
schaftswissenschaftlern von höch-
stem fachlichen Rang auf Ge-
meinschaftsebene geschaffen wer-
den soll.

Folgende Ziele sollen erreicht
werden:

— Die Mobilität der Wirt-
schaftswissenschaftler aus
der Gemeinschaft sowie die
Zusammenarbeit bei ge-
meinsamen Forschungsvor-
haben oder Forschungsnet-
zen, an denen Forscher aus
verschiedenen Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft mit-
wirken, sollen gefördert
werden.

— Die Ausbildungsmöglich-
keiten sollen verbessert wer-
den, indem Doktoranden
und Forschern aus den Mit-
gliedstaaten der Gemein-
schaft Anreize gegeben wer-
den, ihre Arbeiten an Uni-
versitäten oder Forschungs-
zentren der Gemeinschaft
außerhalb ihres Herkunfts-
landes durchzuführen.

— Junge Wirtschaftswissen-
schaftler, die seit einiger
Zeit in führenden Wissen-
schaftszentren außerhalb
der Gemeinschaft arbeiten,
sollen zur Rückkehr in die
Gemeinschaft bewegt wer-
den.

— Der Austausch von Kennt-
nissen und Informationen
zwischen Wirtschaftswis-
senschaftlern aus den Mit-
gliedstaaten der Gemein-
schaft soll gefördert oder
unterstützt werden.

2. Zur Durchführung des Pro-
gramms sollen eingesetzt werden:
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— Stipendien, Forschungszula-
gen, Zuschüsse für multina-
tionale Forschungsnetze
oder -vorhaben;

— Zuwendungen für Lehrver-
anstaltungen auf hohem Ni-
veau, die in Zusammenar-
beit mit den betreffenden
Wissenschaftsgemeinschaf-
ten veranstaltet werden und
Erleichterung der Durch-
führung von Untersuchun-
gen und Studien sowie des
Zugangs zu Datenbanken.

3. Anträge von Personen oder
Institutionen auf finanzielle Un-
terstützung können nur dann
berücksichtigt werden, wenn sie
allen folgenden Kriterien entspre-
chen:

a) hervorragendes wissen-
schaftliches Niveau;

b) multinationaler europäi-
scher Aspekt (transnationale
Zusammenarbeit oder Ar-
beiten außerhalb des Her-
kunftslands) ;

c) europäische Bedeutung des
Forschungsgegenstands ent-
weder hinsichtlich seines all-
gemeinen wissenschaftli-
chen Wertes oder hinsicht-
lich seines praxisbezogenen
analytischen Inhalts.

Bei vergleichbarer wissen-
schaftlicher und technischer Qua-
lität finden diejenigen Vorhaben
besondere Beachtung, die geeig-
net sind, Unterschiede des wissen-
schaftlichen und technischen Ent-
wicklungsstands zwischen den
Mitgliedstaaten abzubauen und
so zum wirtschaftlichen und
sozialen Zusammenhalt der
Europäischen Gemeinschaft bei-
zutragen.

4. Forschungsthemen sind unter
anderem:

i) das Programm des gemein-
schaftlichen Binnenmarkts
und Themen aus dem Be-
reich der mikroökonomi-
schen Analyse, einschließ-
lich der industriellen Orga-
nisation und der wirt-
schaftlichen Aspekte der
Regelungspolitik (zB bei
Normen) ;
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ii) die Ökonomie der europäi-
schen Integration, ein-
schließlich Fragen des
Nord-Süd-Verhältnisses
der Regionen innerhalb der
Gemeinschaft;

iii) die Faktoren des Wirt-
schaftswachstums in West-
europa, einschließlich dy-
namischer Faktoren wie
Spitzentechnologie und In-
novation sowie deren
Grenzen, wie etwa umwelt-
politische Belange;

iv) Systemprobleme im Be-
reich der Geldpolitik und
die Koordinierung der ma-
kroökonomischen- und
Steuerpolitik;

v) Probleme der Handelspoli-
tik und die Rolle Westeu-
ropas in der internationa-
len Arbeitsteilung;

vi) Probleme der Beschäfti-
gungs-, Gesundheits- und
Sozialpolitik, die im Ver-
gleich zu den Vereinigten
Staaten oder Japan in
Westeuropa recht unter-
schiedlich ausgeprägt sind;

vii) methodologische Probleme
und Fragen der Modell-
rechnung, die sich auf die
vorstehend genannten
Themen beziehen oder von
grundsätzlichem Interesse
sind, Erstellung statisti-
scher Konzepte und Be-
stimmung adäquater tech-
nischer, sozialer und öko-
nomischer Indikatoren so-
wie präzisere Wirtschafts-
modelle.
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ANHANG B

FINANZVORSCHRIFTEN

Artikel 1

Die für die Durchführung des
Programms SPES für erforderlich
gehaltenen Mittel belaufen sich
auf 6000000 ECU.

Artikel 2

Der finanzielle Beitrag Öster-
reichs zur Durchführung des
Programms SPES wird auf
160800 ECU veranschlagt.

Artikel 3

In der nachfolgenden Tabelle
ist der Fälligkeitsplan für die
voraussichtlichen Mittelbindun-
gen und für den finanziellen
Beitrag Österreichs dargestellt.

FÄLLIGKEITSPLAN FÜR DIE ZUR DURCHFÜHRUNG DES PROGRAMMS (SPES) VORAUS-
SICHTLICH ERFORDERLICHEN MITTELBINDUNGEN (VERPFLICHTUNGSERMÄCHTI-

GUNGEN) UND FÜR DEN BEITRAG ÖSTERREICHS (ECU)
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ANHANG C

VORSCHRIFTEN FÜR DIE
FINANZIELLE

DURCHFÜHRUNG

Artikel 1

Dieser Anhang legt die Vor-
schriften für die finanzielle Betei-
ligung Österreichs gemäß Arti-
kel 2 des Abkommens fest.

Artikel 2

Zu Beginn jedes Jahres oder
immer dann, wenn sich durch eine
Überarbeitung des Programms
SPES die für die Durchführung
voraussichtlich erforderlichen
Mittel erhöhen, ruft die Kommis-
sion bei Österreich die Mittel
entsprechend seinem Beitrag zu
den Kosten des Abkommens ab.

Dieser Beitrag wird sowohl in
ECU als auch in österreichischer
Währung ausgedrückt; die Zu-
sammensetzung der ECU ist in
der Verordnung (EWG)
Nr. 3180/78 des Rates definiert.
Der Wert des Beitrags in ECU in
österreichischer Währung wird
am Tag des Abrufs festgelegt.

Österreich überweist seinen
Beitrag zu den jährlichen Kosten
im Rahmen des Abkommens
jeweils zu Beginn des Jahres,
spätestens jedoch drei Monate,
nachdem der Abruf ergangen ist.
Bei verspäteter Überweisung hat
Österreich Zinsen zu zahlen,
deren Satz gleich dem höchsten
am Fälligkeitstag in den Mitglied-
staaten der Gemeinschaft gelten-
den Diskontsatz ist. Der Zinssatz
erhöht sich um 0,25% für jeden
Verzugsmonat.

Der erhöhte Zinssatz wird auf
den gesamten Verzugszeitraum
angewendet. Dieser Zinssatz ist
jedoch nur zu entrichten, wenn
die Überweisung mehr als drei
Monate nach einem Mittelabruf
der Kommission erfolgt.

Artikel 3

Die Mittel aus den Beiträgen
Österreichs kommen dem Pro-
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gramm SPES zugute und werden
in den Einnahmeansätzen des
Gesamthaushalts der Europäi-
schen Gemeinschaften als Einnah-
men im Sinne des entsprechenden
Einnahmepostens verbucht.

Artikel 4

Die Verwaltung der Mittel
erfolgt nach der geltenden Haus-
haltsordnung für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften.

Artikel 5

Nach Ablauf jedes Jahres wird
ein Bericht über den Stand der
Mittel für das Programm SPES
erstellt und Österreich zur Unter-
richtung übermittelt.

Die Mitteilungen gemäß Art. 10 des Abkommens wurden am 25. Februar bzw. 11. März 1991
abgegeben; das Kooperationsabkommen ist daher gemäß seinem Art. 10 mit 11. März 1991 in Kraft
getreten.

Vranitzky


